
Das Thüringer Landesamt für Ver-
fassungsschutz, das 1991 als In-
landsnachrichtendienst ins Leben
gerufen wurde, soll in dieser Funkti-
on aufgelöst und ersetzt werden
durch ein Informations- und Doku-
mentationszentrum zum Schutz von
Demokratie und Grundrechten. Und
dies vor allem deshalb, weil ein Ge-
heimdienst parlamentarisch nicht
kontrollierbar ist.

Die Linksfraktion hat einen umfang-
reichen Gesetzentwurf erarbeitet und
legt ihn jetzt dem Thüringer Landtag
vor. Dazu erklärte in einer Pressekon-
ferenz die innenpolitische Sprecherin
Martina Renner (Foto unten): „Dies ist
keine Reaktion auf den Neonazi-Terror
und die dazu vom Untersuchungsaus-
schuss des Landtags zu prüfenden Ver-
säumnisse der Behörden. Vielmehr
steht die Abschaffung des Verfas-
sungsschutzamtes im Wahlprogramm
der LINKEN, denn die Grundkonstrukti-
on als Geheimdienst ist bereits sein sy-
stematischer Grundfehler.“

„Die Thüringer Geschichte des Lan-
desamtes für den Verfassungsschutz
ist eine Geschichte von Skandalen und
Versagen“, betonte die Abgeordnete
und stellvertretende Fraktionsvorsit-
zende. „Am Eklatantesten ist dessen
Unterschätzung und falsche Bewer-
tung des Rechtsextremismus.“ Seiner
immer wieder postulierten Funktion
als Frühwarnsystem sei das Landes-
amt „in den letzten 20 Jahren keines-
wegs gerecht geworden.“

„Dazu kommt das V-Leute-Desaster
mit seiner Demokratie gefährdenden
Dimension.“ Dass „Verfassungsfeinde
im Sold des Staates standen“, dabei
sogar strafbare Handlungen geduldet
wurden, mache der Fall Tino Brandt
deutlich. Martina Renner konnte den
Journalisten eine endlich vom Innenmi-
nisterium beantwortete Kleine Anfrage
sozusagen druckfrisch vorlegen. Diese
listet gegen den früheren NPD-Landes-
vize und V-Mann allein acht Fälle von
erhobenen Anklagen ohne Verurtei-
lung oder erlassene Strafbefehle ohne
Vollstreckung auf. Außerdem sind zwi-
schen 1994 und 1997 insgesamt 27 –
anscheinend folgenlose – Ermittlungs-
verfahren genannt, u.a. wg. Volksver-
hetzung und Verdacht auf Bildung ei-
ner kriminellen Vereinigung. 

Die Abgeordnete verwies auf das
Versagen des Verfassungsschutzes
beim Erwerb von Immobilien durch
Neonazis ohne Vorwarnung an die ört-
lichen Behörden, die „grundlegend fal-
sche Einschätzung der Nazimusik-Sze-
ne“ sowie von Nazi-Läden, in denen

szenetypische Bekleidung verkauft
wird. Und auf Nachfrage der Journali-
sten sagte sie, dass sie keinen Fall ken-
ne, wo das Landesamt von sich aus ak-
tiv geworden sei oder Handlungsstra-
tegien unterbreitet habe. 

Während also die Behörde das Ent-
stehen neonazistischer militanter und
rechtsterroristischer Gruppen nicht
nur nicht verhinderte, sondern auch
nicht vor dem Entstehen derartiger
Strukturen gewarnt hatte, habe das

regelmäßig zur politischen Einstellung
der thüringischen Bevölkerung unter
besonderer Betrachtung neonazisti-
scher, rassistischer und antisemiti-
scher Positionen zu berichten, die Do-
kumentation aller  gegen die Verfas-
sung gerichteten Bestrebungen, die
Organisation von Bildungsangeboten
sowie die Beratung zivilgesellschaftli-
cher und staatlicher Akteure und die
Entwicklung von Handlungsempfehlun-
gen. 

Ein Geheimdienst ist 
nicht kontrollierbar Finanzminister Wolfgang Voß

(CDU) verhängte zum Jahresanfang
eine so genannte Bewirtschaf-
tungsreserve. Als Sicherheitsmaß-
nahme für Steuermindereinnah-
men, von welchen jedoch nicht mit
Sicherheit ausgegangen werden
kann, werden 20 Prozent der frei
verfügbaren Mittel aus dem Lan-
deshaushalt zurückgehalten. Der
Haushalt wurde zwar ohne eine sol-
che Reserve beschlossen, dies hielt
den Minister nicht davon ab, zwei
Wochen später die Bewirtschaf-
tungsreserve zu verhängen und die
Hoheit des Landtages über den
Haushaltsplan zu beschneiden.

Das Sperren der Gelder kommt
einer Kürzung gleich, da etwa 41
Millionen Euro an freien Mitteln für
Bereiche, wie Kultur, Soziales und
Justiz, wegfallen. Damit wurden bis-
her soziale Projekte, Angebote und
Beratungen von Trägern, wie den
Frauenhäusern oder der Jugendhil-
fe, soziokulturelle Angebote oder
Bewährungs- und Straffälligenhilfe
gefördert. Hier werden vom Land
übertragene Aufgaben wahrgenom-
men, deren Erfüllung nun nicht
mehr gewährleistet werden kann. 

Besonders im Sozialbereich
wiegt die Sperre schwer. Die Träger
und Einrichtungen befinden sich
seit Jahren finanziell auf einer Tal-
fahrt. Für sie wird die Haushalts-
sperre zur Existenzfrage, da es
durch die fehlenden Mittel zu Per-
sonalkürzungen, dem Rückgang
von Maßnahmen, Projekten und An-
geboten und dem Zerreißen von
über Jahre aufgebauter Netzwerke
kommt. Besonders kleine Einrich-
tungen mit ohnehin geringerer fi-
nanzieller Ausstattung sind davon
aufs Schärfste betroffen. 

Die Fraktion DIE LINKE im Thürin-
ger Landtag forderte den Finanzmi-
nister mehrfach auf, die Sperre zu-
rückzunehmen. Nachdem die Ein-
schnitte aber weiterhin bestehen
bleiben, liegt es nach Auffassung
des sozialpolitischen Sprechers
Matthias Bärwolff nun auch an der
Ministerpräsidentin, ihren Finanz-
minister zur Räson zu bringen: „Ge-
rade als ehemalige Sozialministerin
muss Frau Lieberknecht die prekä-
re Situation im Sozialbereich be-
wusst sein. Eine weitere Ver-
schlechterung durch die Bewirt-
schaftungsreserve findet auf Ko-
sten vieler Träger und Einrichtungen
statt und letztlich der sozialen Aus-
gestaltung Thüringens.“

Praktikantin Stephanie Borck ab-
solvierte bei Matthias Bärwolff ein
Mentoring

Sperren gleich Kürzen
von Stephanie Borck

DIE LINKE legt dem Landtag ein Gesetz zur Auflösung des VS-Landesamtes vor

Im Dezember hatten bereits Bürgerbündnisse gegen Rechtsextremismus vor
dem Landtag für die Auflösung des Verfassungsschutz-Amtes demonstriert.
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KOMMENTIERT:

Landesamt alles versucht, um die ge-
sellschaftliche Linke und die Partei DIE
LINKE zu dämonisieren und mit links-
extremistischen Bestrebungen zu bele-
gen. Dabei sei deutlich geworden, dass
der Geheimdienst „immer Gefahr läuft,
politisch instrumentalisiert zu wer-
den“. So stammten ganze Passagen
von Broschüren, die gegen die PDS

und gegen die Erfurter Erklärung ge-
richtet waren, aus der Feder des Ver-
fassungsschutzes. Die im Gesetzent-
wurf der Linksfraktion verankerte In-
formations- und Dokumentationsstelle
für Menschenrechte, Grundrechte und
Demokratie als Anstalt öffentlichen
Rechts „ist einem Geheimdienst haus-
hoch überlegen“, unterstrich Martina
Renner. Sie zeichnet sich aus durch
transparentes und wissenschaftliches
Arbeiten, ist weniger Interessen gelei-
tet und kontrollierbar durch das Parla-
ment. Zu ihren Aufgaben gehören u.a.,

Auch NPD-Verbot notwendig

Als „wenig überraschend“ hatte Mar-
tina Renner Meldungen über Kontakte
von Frank Schwerdt, NPD-Landesvor-
sitzender und stellvertretender Bun-
desvorsitzender, zu mehreren mut-
maßlichen Mitgliedern und Helfern des
Terrornetzwerkes „Nationalsozialisti-
scher Untergrund“ bezeichnet und in
diesem Zusammenhang die Forderung
nach einem NPD-Verbot erneuert. 

Auf allen staatlichen und behördli-
chen Ebenen müssten die Vorausset-
zungen für ein erfolgreiches Verbots-
verfahren getroffen werden. Allein ein
Verbot der rechtsextremen Partei än-
dere aber nichts am Alltagsrassismus,
an staatlicher Diskriminierung, an
rechten Einstellungen oder an der Or-
ganisierung von Neonazis jenseits der
NPD. „Deshalb müssen gleichzeitig ei-
ne Stärkung bürgerschaftlichen Enga-
gements und antifaschistischer Struk-
turen, ein antifaschistisches Bekennt-
nis in der Verfassung und ein Ende der
Rechts-Links-Relativierung erfolgen.
Auch dafür trägt der Staat Verantwor-
tung. Wir können auf ein NPD-Verbot
nicht verzichten, um die Ressourcen
für die Nazis zu verkleinern. Ein Verbot
ist ein wichtiger Baustein in einer Kette
von Maßnahmen gegen Rechtsextre-
mismus und Neonazismus, die jetzt
veranlasst werden müssen!“


